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BEKANNTMACHUNG 

nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung – (UVPG) 

Antrag der Open Grid Europe GmbH für das Vorhaben „2. Umleitung der 

Leitung Nr. 001/016/002 in Herne“ 
 

Die Open Grid Europe GmbH plant die 2. Umlegung der Gasversorgungsleitung 

Nr. 001/016/002 in Herne. Bei der Leitung handelt es sich um eine in Betrieb 

befindliche oberirdische Ferngastransportleitung. Zur langfristigen Absicherung der 

Transportverfügbarkeit soll die Leitung in der Nennweite DN 300 auf einer Länge von 

402 m erdverlegt werden. Nördlich des Evonik-Chemieparks, im Bereich der 

Herzogstraße, soll die neue Leitung angebunden und von dort in Richtung Süden bis 

zur bestehenden Übergabestation auf dem Gelände der Evonik geführt werden. Als 

zusätzliche Funktion soll die Leitung eine bisher noch nicht integrierte 

Absperrmöglichkeit erhalten, die durch eine neu zu errichtende Armaturenstation 

realisiert wird.  

Das Vorhaben ist gem. § 9 Abs. 2 Nr. 2 UVPG i.V.m. § 9 Abs. 5 UVPG als Änderung 

eines Vorhabens einzustufen, für das keine UVP durchgeführt worden ist, da der Bau 

der Anlage im Jahr 1954 erfolgte. Das Änderungsvorhaben erreicht oder 

überschreitet nicht den Größen- oder Leistungswert für die unbedingte UVP-Pflicht 

gem. § 6 UVPG.  

Da das Änderungsvorhaben den in Anlage 1 Nr. 19.2.4 UVPG (Errichtung und 

Betrieb einer Gasversorgungsleitung im Sinne des EnWG mit einer Länge von 

weniger als 5 km und einem Durchmesser von mehr als 300 mm) genannten 

Prüfwert überschreitet, war zur Feststellung der UVP-Pflicht eine standortbezogene 

Vorprüfung gem. § 7 Abs. 2 UVPG durchzuführen.  

Die standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls hat in der ersten Stufe ergeben, 

dass keine besonderen örtlichen Gegebenheiten gemäß den in Anlage 3 Nr. 2.3 

aufgeführten Schutzkriterien vorliegen. Es kommt zur temporären und dauerhaften, 

aber insgesamt geringfügigen Inanspruchnahme von Flächen und Boden und damit 

auch von möglichen Lebensräumen. Der Standort des geplanten Vorhabens ist 

intensiv industriell und gewerblich genutzt und durch die vorhandene Leitung 

technisch überprägt. Die standortbezogene Vorprüfung hat ergeben, dass das 



Änderungsvorhaben keine zusätzlichen oder anderen erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen als das geänderte Vorhaben haben kann. Nach Abschluss der 

nötigen Arbeiten wird der Ausgangszustand durch den Vorhabenträger 

wiederhergestellt. Demnach besteht keine UVP-Pflicht für das Änderungsvorhaben. 

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbstständig anfechtbar. 

Die gemäß § 5 Abs. 2 UVPG erforderliche Bekanntgabe erfolgt über das Amtsblatt 

der Bezirksregierung Arnsberg. 

 

Im Auftrag 

gez. Rehfeuter 


